
„In der Schweiz tätige Finanzintermediäre 
sind nicht für die rechtliche und steuerliche 
Konformität ihrer Kundendepots 
verantwortlich.“ Diese berufliche 
Verhaltensregel, die jahrzehntelang 
Tausenden Finanzintermediären in der 
Schweiz fette Gewinne einbrachte, ist 
inzwischen veraltet. In der heutigen Zeit 
arbeiten die Finanzintermediäre zwischen 
dem Hammer ausländischer Straf- und 
Steuerbehörden einerseits und dem Amboss 
der Schweizer Aufsichts-, Straf- und 
Steuerbehörden andererseits.

Der erste Hammerschlag erfolgte am 1. August 
1990, als Geldwäscherei von Erträgen aus krimi-

nellen Handlungen strafbar wurde, selbst dann, wenn sie 
auf ausländischem Staatsgebiet erfolgte. Darüber hinaus 
erhielt Artikel 305bis des Schweizerischen Strafgesetzbuchs, 
der einen historischen Wendepunkt darstellte, einen „kleinen 
Bruder“: die Strafbarkeit mangelnder Sorgfalt bei der Iden-
tifizierung des wirtschaftlich Berechtigten, auch wenn sich 
dieser hinter den Tausenden von Off-Shore-Gesellschaften 
versteckte, die jahrzehntelang als Inhaber Schweizer Bank-
konten genutzt wurden. 
Der zweite Hammerschlag war das Inkrafttreten der Straf-
barkeit der Geldwäscherei von Erträgen aus schweren Steu-
erdelikten am 1. Januar 2016, und zwar nicht nur, wenn 
diese zu Lasten des Schweizer Fiskus, sondern auch zum 
Nachteil des Fiskus jedes beliebigen Landes erfolgte. Wie 
konnte diese Bresche geschlagen werden? 

Vermögensverwalter: 
zwischen Hammer 

und Amboss
PROF. PAOLO BERNASCONI, DR. H.C.
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V E R M Ö G E N S V E R W A L T U N G :  D I E  R A H M E N B E D I N G U N G E N 

EIN 40 JAHRE LANGER WEG Am Anfang stand Artikel 8 
(heute Artikel 53) der Vereinbarung über die Standesregeln 
zur Sorgfaltspflicht der Banken (VSB), die von der Schwei-
zerischen Bankiervereinigung erarbeitet wurde. Dieser Artikel 
sah bereits Folgendes vor: „Die Banken leisten Täuschungs-
manövern ihrer Vertragspartner gegenüber Behörden des 
In- und Auslandes, insbesondere gegenüber Steuerbe-
hörden, weder durch unvollständige noch auf andere Weise 
irreführende Bescheinigungen Vorschub“. Eine Verpflich-
tung, die ausländischen Behörden und „insbesondere […] 
(die) Steuerbehörden“ zu respektieren, wurde also bereits 
vor 40 Jahren geschaffen. Der Weg war also sehr lang, 
zwischen dem 1. Juli 1977, als die VSB in Kraft trat, und 
dem 1. Januar 2016, dem Inkrafttreten der neuen „fiska-
lischen“ Version von Artikel 305bis des Strafgesetzbu-
ches. Hunderttausende Steuerzahler in der Schweiz und im 
Ausland profitierten in grossem Umfang von dieser langwie-
rigen Entwicklung. 

DATENÜBERMITTLUNG MIT GEFÄHRLICHEN FOLGEN 

Heute jedoch verfügen die Steuerbehörden vieler Länder 
über eine immense Fülle an Informationen. Nicht nur über 
ihre Steuerzahler, sondern auch über die Finanzintermediäre, 
die diesen jahrzehntelang zur Seite standen. Zehntausende 
von Berichten, die bei den ausländischen Steuerbehörden 
durch reuige Steuerzahler im Rahmen der „freiwilligen Offen-
legung“ eingereicht wurden, beschreiben ebenfalls minutiös 
die professionellen Leistungen, von denen sie profitierten, 
einschliesslich jener von in der Schweiz tätigen Finanzinter-
mediären (den Steuerbehörden in Italien wurden beispiels-
weise mehr als 130 000 Berichte vorgelegt, von denen sich 
ca. 70 % auf Depots und andere Vermögenswerte in der 
Schweiz bezogen).

[ Das Schweizer Gesetz erlaubt es allerdings 
nicht einmal dem Bundesrat, eine direkte 
Datenübermittlung zu autorisieren, wenn 

damit Artikel 273 des Strafgesetzbuches 
verletzt wird, der die Übermittlung 

wirtschaftlicher Auskünfte an ausländische 
Behörden verbietet ]

Für die Umsetzung von FATCA in den USA gilt dasselbe. 
Dabei entwickelten nur wenige Hundert professionelle 
Finanzintermediäre genug Energie, um den Banken durch 
Schweizer Zivilgerichte zu verbieten, den ausländischen 
Behörden ihre Namen preiszugeben. Sie beriefen sich 
dabei auf den zivilrechtlichen Persönlichkeitsschutz sowie 
das Bundesgesetz über den Datenschutz. In der Zwischen-
zeit wurden aber den Steuerbehörden der USA und anderer 
Länder bereits Zehntausende Namen mitgeteilt. Oft sogar 
ohne die betroffenen Berufsleute, deren Namen offengelegt 
wurden, darüber zu informieren. 
Diese Datenübermittlung durch die Banken wurde selbst 
vom Bundesrat genehmigt, und dies weil er als zustän-
dige Behörde ein Strafverfahren in der Schweiz nach Artikel 
271 des Strafgesetzbuches, der verbotene Handlungen 
zugunsten eines fremden Staates bestraft, verhindern kann.
Das Schweizer Gesetz erlaubt es jedoch nicht einmal dem 
Bundesrat, eine direkte Datenübermittlung zu bewilligen, 
wenn damit Artikel 273 des Strafgesetzbuches verletzt wird, 
der die Übermittlung von Auskünften wirtschaftlicher Natur 
an ausländische Behörden verbietet.

EINE JAGD IN ALLE RICHTUNGEN Trotz dieser Regel 
wurden bei der Jagd der ausländischen Steuerbehörden 
auf „Leaver“, d. h. flüchtige Steuersünder, weiterhin auch 
die Namen der „Easier“, d. h. der Finanzintermediäre preis-
gegeben, die ihnen bei der Steuerflucht behilflich waren. 
Das wird sich auch künftig nicht ändern. Der automatische 
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Austausch von Finanzinformationen, bei dem die Verfahrens-
garantien zugunsten der Kunden auf ein derartiges Minimum 
reduziert werden, das es manche sogar für verfassungs-
widrig halten, wird den ausländischen Steuerbehörden eine 
Datenmenge zur Verfügung stellen, mit der sie Tausende 
von Steuersündern identifizieren können. 

[ Trotz dieser Regel wurden bei der Jagd der 
ausländischen Steuerbehörden auf ‚Leaver‘,  
d. h. flüchtige Steuersünder, weiterhin auch 

die Namen der ‚Easier‘, d.h. der 
Finanzintermediäre preisgegeben, die ihnen 

bei der Steuerflucht behilflich waren ]
Basierend auf deren Erklärungen oder aufgrund von an die 
Eidgenössische Steuerverwaltung gerichteten Gruppen-
anfragen, werden diese Daten auch Gehilfenhandlungen 
von Vermögensberatern und -verwaltern aufdecken, die 
von den ausländischen Straf- oder Steuerbehörden als 
strafbar eingestuft werden (was Gruppenanfragen betrifft, 
so wird das Bundesverwaltungsgerichts-Urteil vom 21. März 
2016, das die Gruppenanfrage der niederländischen Steu-
erbehörde gegen niederländische UBS-Kunden ablehnte, 
nicht zwingend einen Einfluss auf die Tragweite derjenigen 
Doppelbesteuerungsabkommen haben, die zwischen der 
Schweiz und anderen Ländern abgeschlossenen werden). 

NACH WIE VOR VÖLLIGE RECHTSUNSICHERHEIT Die 
FINMA und vor ihr die Eidgenössische Bankenkommission 
wiederholten ihre Warnungen unablässig. Ein im Mai 2014 
veröffentlichter Bericht 1 besagt: „Die FINMA ging in den 
letzten Jahren im Rahmen ihrer Aufsichtstätigkeit intensiv der 
Frage nach, wie die Schweizer Banken mit den Risiken der 
Beihilfe zu Steuerdelikten ausländischer Kunden umgehen. 
Sie führte in diesem Kontext neben dem Verfahren gegen 
Credit Suisse zahlreiche weitere Enforcementverfahren.“ Des 
Weiteren bereits zwei Jahre früher 2: „So ist es vor allem rele-
vant, ob und wann ausländische Rechtsordnungen und die 
mit ihrer Durchsetzung betrauten Organe Handlungen oder 
Unterlassungen von Finanzinstituten als Beihilfe zu Steu-
erdelikten betrachten. Dies ist selbst bei Tätigkeiten rele-
vant, die ausschliesslich in der Schweiz erbracht werden.“ 
Es bleibt der schweizerischen Lehre nichts anderes übrig, 
als sich anzupassen, wie man es u. a. anlässlich der 
Schweizerischen Bankrechtstagung am Institut für Bank-
recht in Bern im Jahr 2014 feststellen konnte. Die Unsicher-
heit über den Umgang mit Rechts- und Reputationsrisiken 
bleibt bestehen. Das Parlament hat bereits angekündigt, 
dass die vom Bundesrat vorgesehene Vorschrift mit dem 
Ziel, mehr Klarheit zu schaffen, zweifellos zu Fall gebracht 
werden würde (es geht hier um Artikel 6a des schweizeri-
schen Bundesgesetzes gegen Geldwäscherei, der den Titel 

„Prüfung der Steuerkonformität“ trug). 
Was den Umgang mit diesen Risiken betrifft, so gibt es 
also weder im Bundesgesetz gegen Geldwäscherei noch 
in der entsprechenden Verordnung der FINMA oder in der 
Vereinbarung über die Standesregeln zur Sorgfaltspflicht 
der Banken eine Norm dazu. Daher werden ausländische 
Kunden sowie deren Berater und Vermögensverwalter 
weiterhin gezwungen sein, die Schweizer Zivilgerichte zu 
bemühen, um Konflikte zwischen dem Aufsichtsrecht einer-
seits und dem Zivilrecht andererseits zu vermeiden. Bleibt 
die Frage, ob es dem Fiskus gelingen wird, das Zitat von 
Blaise Pascal zu widerlegen: „Plaisante justice qu‘une 
rivière borne! Vérité au-deçà des Pyrénées, erreur au-delà“, 
wonach die Gültigkeit der Gesetze immer von Ort und Zeit 
und der jeweiligen Situation abhängt.

1 - Untersuchung der FINMA des Geschäfts der Credit Suisse mit 
US-Kunden. Kurzbericht. 

2 - FINMA, Häufig gestellte Fragen (FAQ), Rechts- und Reputations-
risiken im grenzüberschreitenden Finanzdienstleistungsgeschäft, 
19. Juni 2012
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